
Satzung der Stadt Waltrop 
 

über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Tageseinrich- 
tungen für Kinder sowie der Kindertagespflege und die Teilnahme an Angeboten der 
Offenen Ganztagsschule (Elternbeitragssatzung) 

 
 

Der Rat der Stadt Waltrop hat in seiner Sitzung am 20.06.2023 aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom  
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b), in Verbindung mit §§ 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) für das Land NRW vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch 
Artikel 16a Absatz 6 des Gesetzes vom 28. April 2020 (BGBl. I S. 960), bzw. des § 9 Abs. 3 S.4 
Schulgesetz NW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358) in Verbindung mit § 4 Abs. 5 sowie der  
§§ 50 und 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbildungs- 
gesetz (KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB 
VIII) vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894, 2020 S. 77) in der jeweils aktuellen Fassung, 
folgende Satzung beschlossen: 

 
 
 

§1 Art der Beiträge 
 

(1) Diese Satzung gilt gleichermaßen für nachstehende Betreuungsangebote: 
 

a) Kindertageseinrichtungen 
a1) 
für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder im Stadtgebiet von 
Waltrop. 
Dies umfasst nicht nur Kinder, deren Wohnsitz in Waltrop liegt, sondern auch Kinder, 
deren Wohnsitz außerhalb von Waltrop liegt, soweit die Stadt Waltrop von der Mög- 
lichkeit des Kostenausgleichs gem. § 49 KiBiz gegenüber dem Jugendamt des 
Wohnsitzes keinen Gebrauch macht. 

 

a2) 
für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder außerhalb des Stadtge- 
bietes der Stadt Waltrop, wenn die Stadt Waltrop sog. „Wohnsitzkommune“ ist und 
das Jugendamt der aufnehmenden Kommune einen Kostenausgleich gem. § 49 KiBiz 
hierfür verlangt. 

 

Die Stadt Waltrop erhebt hierfür als zuständiger örtlicher Träger der öffentlichen Jugend- 
hilfe einen monatlich zu entrichtenden, öffentlich-rechtlichen Beitrag zu dem öffentlichen 
Finanzierungsanteil an den Jahresbetriebskosten. 

 
b) Kindertagespflege 

für die Inanspruchnahme des Angebotes der Förderung des Kindes in Kindertages- 
pflege durch eine geeignete Tagespflegeperson, im Haushalt der Tagespflegeperson 
oder im Haushalt der Personensorgeberechtigten oder in anderen geeigneten Räu- 
men gemäß §§ 22 bis 24 Sozialgesetzbuch VIII. Die Stadt Waltrop erhebt hierfür als 
örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen monatlich zu entrichtenden, öffent- 
lich-rechtlichen Beitrag. 

 
c) Offene Ganztagsschule 

für die Teilnahme an Angeboten der Offenen Ganztagsschule. Die Stadt Waltrop er- 
 

 



    hebt hierfür als Schulträger einen monatlich zu entrichtenden Elternbeitrag gem. § 9 Abs. 3 S.  

   4 SchulG i.V. mit § 4 Abs. 5 KiBiz. 
 

(2) Die Höhe des jeweils zu entrichtenden Elternbeitrages ergibt sich aus den Anlagen zu 
dieser Satzung (Beitragstabellen). 

 
(3) Für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder und/oder der Kindertages- 
pflege gilt nachstehende Tabelle A. 

 
(4) Für die Teilnahme an den Angeboten der Offenen Ganztagsschule findet Tabelle B 
Anwendung. 

 
(5) Seit dem Jahr 2015 werden die bis dahin gültigen Beiträge in dreijährigem Rhythmus um 
jeweils 5 % erhöht. Die Beitragssätze für die OGS (Tabelle B) werden bis auf den Höchstsatz 
ebenfalls im dreijährigem Rhythmus um 5 % dynamisiert. Der Höchstsatz für die Beiträge in 
der OGS wird alle drei Jahre (parallel zum Dynamisierungszeitraum) auf den dann laut 
Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung (BASS 12-63 Nr. 2) gültigen 
Höchstsatz festgelegt.  

 
 

§ 2 Beitragspflichtiger Personenkreis 
 
(1) Beitragspflichtig sind im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 KiBiz die Personen, die mit dem und 
für das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt werden soll bzw. wird, 

 

1. eine Tagesbetreuung gem. dieser Satzung in Anspruch nehmen und 
 
2. dazu beitragen, das Kind unter Berücksichtigung des Kindeswohls zu versorgen, zu erziehen 
und zu fördern. 

 

Dies sind 
1. die Eltern bzw. die Elternteile, mit denen das Kind zusammenlebt, 
2. ein Elternteil und dessen Ehegatte oder Ehegattin („echte“ Stieffamilie), mit denen das Kind 
   zusammenlebt, 
3. ein Elternteil und dessen Partner oder Partnerin in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft, 
   mit denen das Kind zusammenlebt, 
4. verheiratete gleichgeschlechtliche Paare im Sinne des § 1353 BGB, mit denen das Kind zu-  
    sammenlebt, 
5. Großeltern(teile), mit denen das Kind nicht nur vorübergehend zusammenlebt. 

 

§ 3 Beitragszeitraum und Betreuungsart 
 

Beiträge werden für jeden Monat erhoben, für den ein rechtsverbindlicher Betreuungsvertrag 
für die im § 1 geregelten Betreuungsformen besteht. Die Beitragspflicht beginnt mit dem 
1. des Monats, in dem der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht. 

 
Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Kindertageseinrichtung oder der Offe- 
nen Ganztagsschule bzw. Ausfallzeiten der Tagespflegeperson nicht berührt. Sie besteht 
unabhängig von der tatsächlichen Nutzung des Platzes. 
Für die Nutzung von Betreuungsangeboten sind bemessen an Einkommen und  
Betreuungszeit Beiträge zu entrichten.  
Die Buchungszeiten in den Beitragstabellen sind als Zeitspannen zu verstehen, innerhalb 
derer der ausgewiesene Beitrag zu entrichten ist. 
 
Der Elternbeitrag für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung oder der Kindertages- 
pflege wird für die vertraglich vereinbarten Betreuungsstunden erhoben. 

 

Wird ein Kind in einer Kindertageseinrichtung und durch eine Tagespflegeperson betreut, 
sind die jeweils vertraglich vereinbarten Betreuungsstunden zu addieren. Der Elternbeitrag 



für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtungen oder der Kindertagespflege wird für die 
vertraglich vereinbarten Betreuungsstunden erhoben. 
Wird ein Kind, das die Offene Ganztagsschule besucht, zusätzlich in Tagespflege betreut, so 
ist für beide Angebote ein entsprechender Elternbeitrag zu entrichten. 
Beitragszeitraum für die Betreuungsformen ist das Kindergarten- bzw. Schuljahr 
(01.08. – 31.07.) 

 

§ 4 Ermittlung der Beitragshöhe 
 

(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern der Stadt Waltrop schrift- 
lich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage zu dieser 
Satzung ihren Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. Ohne Angabe zur Einkommenshöhe 
oder ohne Vorlage der geforderten Einkommensnachweise ist der höchste Elternbeitrag zu 
zahlen. 

 
(2) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, 
Änderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung 
des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen. 
Die Stadt Waltrop ist - ungeachtet dieser Verpflichtung - berechtigt, die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Pflichtigen regelmäßig zu überprüfen. 

 

 
§ 5 Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleichbaren Einkünften, 
die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und 
mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im 
Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung 
des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für 
das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften und das Erziehungsgeld nach dem Bun- 
deserziehungsgeldgesetz sind nicht hinzuzurechnen. Analog § 10 Absatz 2 Bundes- 
elterngeld- und Elternzeitgesetz bleibt das Elterngeld bis zu einer Höhe von 300,00 € an- 
rechnungsfrei. 

 

Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Aus- 
übung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine 
lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten 
Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder 
auf Grund der Ausübung eines Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 

(2) Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe ist das Jahreseinkommen. Im Rahmen 
der erstmaligen Ermittlung des Jahreseinkommens oder im Rahmen einer zu aktuali- 
sierenden Berechnung aufgrund von Änderungen in den persönlichen oder wirtschaftlichen 
Verhältnissen sind die prognostizierten Einkünfte für das gesamte laufende Jahr zu berück- 
sichtigen, wenn davon auszugehen ist, dass die Einkommenssituation voraussichtlich auf 
Dauer besteht. 

 
Eine Neufestsetzung des Elternbeitrages erfolgt jeweils zu Beginn des Monats, der auf den 
Eintritt der tatsächlichen Veränderung folgt. 

 
Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei einer erstmaligen rückwirkenden Beitrags- 
festsetzung wird das tatsächliche Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. 
Ergibt sich in diesem Fall eine andere Beitragshöhe, ist diese ab dem 01.01. des maßgeb- 
lichen Kalenderjahres festzusetzen. 



 
 

§ 6 Beitragsermäßigung 
 

(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig die Offene Ganztagsschule, eine Tageseinrichtung für Kinder 
oder nutzen ein Angebot im Rahmen der Kindertagespflege, so sind die Beiträge für das 

zweite Kind um 60 % ermäßigt. Für das dritte und jedes weitere Kind wird kein Elternbeitrag 
erhoben. 
Bei der Beitragsermittlung wird das älteste Kind mit vollem Umfang berücksichtigt. 

 
(2) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagepflege 
durch Kinder, die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist 
ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung 
gem. § 50 Abs. 1 KiBiz beitragsfrei. 

 
Das nach Satz 1 beitragsbefreite Kind wird als Zählkind gewertet, sodass die Beiträge für  
das zweite Kind verringert werden. § 6 Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 

 

(3) Bei der Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder und/oder der Kindertages- 
pflege ist im Fall des § 2 Satz 3 (Pflegeeltern im Rahmen des § 33 Sozialgesetzbuch VIII) ein 
Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der Anlage A zu dieser Satzung in der jeweils gültigen 
Fassung für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, dass das nachgewiesene 
Einkommen der ersten Einkommensgruppe zuzuordnen ist. 

 
(4) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den Beitragspflichtigen und dem 
Kind gem. § 90 Absatz 3 Sozialgesetzbuch (SGB) VIII nicht zuzumuten ist. 
Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn Beitragspflichtige oder Kinder Leis- 
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, Leistungen nach dem dritten 
und vierten Kapitel des SBG XII oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleis- 
tungsgesetzes beziehen oder wenn Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldge- 
setzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz bezogen wird. 
Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe berät die Beitragspflichtigen über die Möglichkeit ei- 
ner Antragstellung nach Satz 1 bei unzumutbarer Belastung durch Kostenbeiträge. 

 
 

§ 7 Form der Festsetzung; Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 

Die Elternbeiträge werden von der Stadt Waltrop durch Festsetzungsbescheid erhoben. Zu 
diesem Zweck teilen die Träger der Einrichtungen / die Tagespflegeperson der Stadt Waltrop 
die Namen, Anschriften, Geburtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder, 
sowie die entsprechenden Angaben zu dessen Eltern oder Erziehungsberechtigten unver- 
züglich mit. 

 
 

§ 8 Fälligkeit 
 

Elternbeiträge sind monatlich bis zum 15. eines jeden Monats zu zahlen. 

 
 

§ 9 Besondere Regelung für die Teilnahme an Angeboten der offenen 
Ganztagsschulen 

 
(1) Die außerschulischen Angebote der offenen Ganztagsschulen (OGS) im Primarbereich 
sind schulische Veranstaltungen. 

 

(2) Die Aufnahme der Kinder erfolgt ausschließlich im Rahmen der bestehenden Kapazitä- 
ten. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. 

 



(3) Eine Mittagsverpflegung wird angeboten. Neben den nach dieser Satzung zu entrich- 
tenden Beiträgen für die Teilnahme an den Angeboten der OGS im Primarbereich wird ein 
zusätzlicher Betrag vom Träger der Maßnahme für die Mittagsverpflegung erhoben. 

 

(4) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der offenen Ganztagsschulen im 
Primarbereich ist freiwillig. Die Anmeldung eines Kindes zur Teilnahme bindet aber für die 

Dauer eines Schuljahres. 
 

(5) Im Hinblick auf die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten in offenen Ganztags- 
schulen stellen Schulen, Träger und Kommunen sicher, dass Schülerinnen und Schüler am 
herkunftssprachlichen Unterricht, an regelmäßig stattfindenden außerschulischen Bildungs- 
angeboten (z.B. im Sportverein, in der Musikschule, beim Erlernen eines Musikinstruments), 
an ehrenamtlichen Tätigkeiten (z.B. in Kirchen und Religionsgemeinschaften, Vereinen und 
Jugendgruppen) sowie an Therapien oder an familiären Ereignissen teilnehmen können. In 
Absprache mit den Eltern sorgen sie dabei dafür, dass die Kontinuität der außerunterricht- 
lichen Angebote der Ganztagsschulen gewahrt bleibt. Hierbei ist darauf zu achten, dass eine 
dauerhafte und möglichst vollumfängliche Teilnahme an den Ganztagsangeboten gewähr- 
leistet und Regel und Ausnahme deutlich voneinander unterscheidbar sind. 

 
Freistellungswünsche sind durch die Eltern rechtzeitig mitzuteilen, bei regelmäßig stattfin- 
denden außerschulischen Bildungsangeboten möglichst vor Schuljahresbeginn. 

 

(6) Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen jeweils zum 1. eines 
Monats möglich. Eine vorzeitige Abmeldung ist mit einer Frist von vier Wochen jeweils zum 
1. eines Monats bei Vorliegen eines wichtigen Grundes möglich. Die Abmeldung hat schrift- 
lich zu erfolgen. 

(7) Ein Kind kann durch den Maßnahmeträger von der Teilnahme an außerunterrichtlichen 
Angeboten der offenen Ganztagsschule im Primarbereich ausgeschlossen werden, insbe- 
sondere wenn 

 

a) das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht zulässt, 
b) das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
c) die nach dieser Satzung zur Beitragszahlung Verpflichteten ihrer Zahlungspflicht be- 

züglich des Betreuungsbeitrages und des Verpflegungsgeldes nicht bzw. nicht recht- 
zeitig nachkommen, 

d) die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren bzw. sind. 

 
 

§ 10 Bußgeldvorschriften 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Absatz 2b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 
handelt, wer die in § 4 dieser Satzung bezeichneten Angaben unrichtig oder unvollständig 
macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 

 
 

§ 11 Inkrafttreten 

 
(1) § 1 dieser Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. 

(2) Die übrigen Bestimmungen dieser Satzung treten am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 

  Kraft. 

        Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die bisher gültige Satzung außer Kraft. 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung kann gegen 

Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestimmungen nach Ablauf von sechs Monaten 

seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sein denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffent­ 

lich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister/die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Waltrop, den 20.06.2023 

 

 

__________________________________ 

(Marcel Mittelbach)      

Bürgermeister 
 
 
 

Anlagen: 
 

Beitragstabelle A Stand ab 01.01.2021 
 
Beitragstabelle B Stand ab 01.01.2024 
 


